
Sitzung des Bau- und Sozialausschusses 
am Montag, 14.12.2020, 18:01 Uhr 

Ratssaal des Rathauses, Marktplatz 1, 74564 Crailsheim 

Tagesordnung mit den Ergebnissen 

Öffentlicher Teil 

 
1. Bericht über den kommunalen Ordnungsdienst 

Vorlage: 2020/410 
  
 zur Kenntnis genommen 
  
2. Mittelbereitstellung digitale Ausstattung Musikschule 

Vorlage: 2020/398 
  
 einstimmig beschlossen 
  
 Beschlussvorschlag 

Der Bau- und Sozialausschuss beschließt die Bereitstellung von außerplanmäßigen 
Finanzmitteln in Höhe von 50.000 Euro als Übertragung aus dem Profitcenter 2810, 
Kostenstelle 28105030 (Sonstige Kulturpflege, Städtepartnerschaften) zum Profitcenter 
2630, Kostenstellen 26305010 bis 26305040 (Musikschule).  
 

  
3. Änderung der Feuerwehrentschädigungssatzung 

Vorlage: 2020/403 
  
 einstimmige Beschlussempfehlung 
 Entscheidung im GR 04.02.2021 

 
 Beschlussvorschlag 

Der Gemeinderat beschließt, die nachfolgende Neufassung der Satzung über die 
Entschädigung der ehrenamtlich tätigen Angehörigen der Freiwilligen Feuerwehr 
Crailsheim (Feuerwehrentschädigungssatzung) zu erlassen: 
 
 

SATZUNG 
über die Entschädigung der ehrenamtlich tätigen Angehörigen der 

Freiwilligen Feuerwehr Crailsheim  

(Feuerwehrentschädigungssatzung) 

 
 
Aufgrund § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg in Verbindung mit § 15 
des Feuerwehrgesetzes für Baden-Württemberg hat der Gemeinderat der Stadt 



Crailsheim am 04.02.2021 folgende Neufassung der Satzung über die Entschädigung der 
ehrenamtlich tätigen Angehörigen der Feuerwehr Crailsheim 
(Feuerwehrentschädigungssatzung) beschlossen: 
 
§ 1 Entschädigung für Einsätze 
(1) Die ehrenamtlich tätigen Angehörigen der Gemeindefeuerwehr erhalten für 
Einsätze auf Antrag ihre Auslagen und ihren Verdienstausfall nach einem 
einheitlichen Durchschnittsatz ersetzt; dieser beträgt für jede angefangene Stunde 
14,00 € im Einsatz.  
(2) Die bei Alarm angetretenen, aber nicht abgerückten Feuerwehrangehörigen 
erhalten eine Entschädigung für Auslagen und ihren Verdienstausfall von 14,00 €.  
(3) Der Berechnung der Zeit ist die Dauer des Einsatzes von der Alarmierung bis zum 
Einsatzende zugrunde zu legen.  
(4) Bei Einsätzen, die länger als zwei Stunden dauern, wird zusätzlich eine Ruhestunde 
angerechnet, für die eine Entschädigung in Höhe des einheitlichen 
Durchschnittssatzes gemäß Absatz 1 gewährt wird.  
(5) Bei Einsätzen, bei denen der Körper oder die Kleidung des Angehörigen der 
Gemeindefeuerwehr außergewöhnlich verschmutzt wird, erhöht sich der 
Durchschnittssatz um 3,00 € je zu entschädigender Stunde.  
(6) Für Einsätze mit einer Dauer von mehr als zwei aufeinanderfolgenden Tagen 
werden der entstehende Verdienstausfall und die notwendigen Auslagen in 
tatsächlicher Höhe ersetzt (§ 15 Abs. 4 Feuerwehrgesetz).   
 
§ 2 Entschädigung für Feuerwehrsicherheitsdienst 
Für Feuerwehrsicherheitsdienst wird auf Antrag 14,00 € je Stunde bezahlt.  
 
§ 3 Entschädigung für Bereitschaftsdienst 
(1) Die ehrenamtlich tätigen Angehörigen der Gemeindefeuerwehr erhalten für den 
angeordneten Bereitschaftsdienst im Feuerwehrhaus eine Entschädigung von 14,00 € 
je Stunde.  
Die ehrenamtlich tätigen Angehörigen der Gemeindefeuerwehr erhalten für den 
Rufbereitschaftsdienst eine Entschädigung von derzeit 3,80 € je Stunde. Dieser Betrag 
kann sich aufgrund von Tarifabschlüssen ändern. 
 
§ 4 Entschädigung für haushaltsführende Personen  
Personen, die keinen Verdienst haben und den Haushalt führen (§ 15 Abs. 1 Satz 3 
Feuerwehrgesetz) erhalten für das Zeitversäumnis eine Entschädigung in 
entsprechender Anwendung der §§ 1 bis 3 dieser Satzung. 
 
§ 5 Entschädigung für Aus- und Fortbildungsveranstaltungen   
(1) Für die Teilnahme an Aus- und Fortbildungsveranstaltungen mit einer Dauer von 
bis zu zwei aufeinanderfolgenden Tagen wird auf Antrag als Aufwandsentschädigung 
für Auslagen ein Durchschnittssatz von 11,00 € pro Stunde gewährt. Diese Regelung gilt 
nicht für die unter Absatz 5 genannten Ausbildungen und Lehrgänge. 
(2) Ausbilder im Rahmen der Kreisausbildung auf Standortebene erhalten auf Antrag 
als Aufwandsentschädigung für Auslagen einen Durchschnittssatz von 11,00 € pro 
Stunde gewährt. 
(3) Der Berechnung der Zeit ist die Dauer der Aus- und Fortbildungsveranstaltung von 
Unterrichtsbeginn bis -ende zugrunde zu legen. Angefangene Stunden werden auf 
volle Stunden aufgerundet. 



(4) Bei Aus- und Fortbildungsveranstaltungen außerhalb des Stadt-/Gemeindegebietes 
erhalten die ehrenamtlich tätigen Angehörigen der Gemeindefeuerwehr neben der 
Entschädigung nach Absatz 1 eine Erstattung der Fahrkosten der zweiten Klasse oder 
eine Wegstrecken- und Mitnahmeentschädigung in entsprechender Anwendung des 
Landesreisekostengesetzes in seiner jeweiligen Fassung, sofern nicht von Dritten eine 
Erstattung erfolgt.  
(5) Für Aus- und Fortbildungslehrgänge mit einer Dauer von mehr als zwei 
aufeinanderfolgenden Tagen werden der entstehende Verdienstausfall und die 
notwendigen Auslagen in tatsächlicher Höhe ersetzt (§ 16 Abs. 4 Feuerwehrgesetz). 
Selbstständige erhalten einen Tagessatz von 150,00 €. Bei Vorliegen einer Freistellung 
nach § 15 Abs. 1 Feuerwehrgesetz kann der Angehörige der Gemeindefeuerwehr seinen 
Anspruch auf Verdienstausfall nach Satz 1 an seinen Arbeitgeber rechtsgeschäftlich 
abtreten.  
(6) Für die Teilnahme an folgenden Aus- und Fortbildungslehrgängen auf 
Landkreisebene werden auf Antrag nach abgeschlossenem Lehrgang für Auslagen 
pauschal gewährt. 
 Grundausbildung (70 Std.)  70,00 € 

 Truppenführerausbildung (35 Std.)  50,00 € 

 Maschinistenlehrgang (35 Std.) 50,00 € 

 Sprechfunklehrgang (20 Std.)  25,00 € 

 Atemschutzlehrgang (25 Std.)  45,00 € 

 Leistungsabzeichen – pro bestandene Prüfung 25,00 € 

 Jugendfeuerwehr Grundlehrgang (Ausbilder) 40,00 € 

 Heißausbildung 20,00 € 

 Motorsägenkurs 20,00 € 

 
§ 6 Zusätzliche Entschädigung 
(1) Die nachfolgend genannten ehrenamtlich tätigen Angehörigen der 
Gemeindefeuerwehr, die über das übliche Maß hinaus Feuerwehrdienst leisten, 
erhalten eine monatliche Aufwandsentschädigung im Sinne des § 15 Abs. 2 
Feuerwehrgesetz: 
 Stellvertretender Stadtbrandmeister 200,00 € 

 Abteilungskommandant Kernstadt 130,00 € 

 Abteilungskommandant 100,00 € 

 Stellvertretende Abteilungskommandanten 50,00 € 

 Stellvertretender Abteilungskommandant Kernstadt100,00 € 

 Stadtjugendwart 75,00 € 

 Stellvertreter Stadtjugendwart 50,00 € 

 Jugendwart 50,00 € 

 Stellvertreter Jugendwart 25,00 € 

 Kassier Gesamtfeuerwehr  30,00 € 

 Zugführer mit Ausbildungsaufgaben 75,00 € 

 Stellvertretender Zugführer mit Ausbildungsaufgaben37,50 € 



 Ehrenamtliche Gerätewarte 50,00 € 

 Fachberater Chemie 30,00 € 

 Obmann der Altersabteilung  30,00 € 

 

§ 7 Zahlungen an die Kameradschaftskassen der Feuerwehr 
Zuwendung je Kalenderjahr: 

an die Hauptkasse je Feuerwehrmann/-frau 15,00 € 

an die Abteilungskasse  je Feuerwehrmann/-frau 10,00 € 

Für die Zahlung ist die Ist-Stärke der Feuerwehr bzw. der jeweiligen Abteilung zu 
Beginn des Kalenderjahres maßgebend. Die Jugendfeuerwehr wird dabei den 
Abteilungen gleichgestellt.  
Zusätzlich erhält die Feuerwehr einen Zuschuss von 4.300,00 € für Dienstjubiläen. 
 
§ 8 Inkrafttreten 
Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2021 in Kraft.  
 
Gleichzeitig tritt die Satzung über die Entschädigung der ehrenamtlich tätigen 
Angehörigen der Freiwilligen Feuerwehr Crailsheim vom 15.02.2015 außer Kraft.  
 
Crailsheim, den 01.01.2021 
 
 
Dr. Christoph Grimmer 
Oberbürgermeister 
 
 
 
Hinweis nach § 4 Abs. 4 GemO: 
Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses 
Gesetzes oder auf Grund dieses Gesetzes zustande gekommen sind, gelten ein Jahr 
nach der Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande gekommen. Dies gilt 
nicht, wenn  
 
1. Die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die 
Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind. 
2. Der Bürgermeister dem Beschluss nach § 43 GemO wegen Gesetzwidrigkeit 
widersprochen hat oder wenn vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die 
Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat oder die Verletzung der 
Verfahrens- oder Formvorschrift gegenüber der Gemeinde unter Bezeichnung des 
Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht worden 
ist.  
 
Ist eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht worden, so kann auch nach 
Ablauf der in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen. Bei 
der Bekanntmachung der Satzung ist auf die Voraussetzungen für die 
Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften und die 
Rechtsfolgen hinzuweisen.  



 
4. Bebauungsplan Nr. A-2020-1B “ehemaliges Raiffeisengelände“, 

Kostenübernahmevertrag 
Vorlage: 2020/405 

  
 einstimmige Beschlussempfehlung 
  
 Beschlussvorschlag 

Der Gemeinderat stimmt dem städtebaulichen Vertrag zur Kostenübernahme für 
Leistungen im Zuge der Bauleitplanung für den Bebauungsplan Nr. A-2020-1B 
„ehemaliges Raiffeisengelände“ zwischen der Stadt Crailsheim und dem Vorhabenträger 
zu.  
 

  
5. Bebauungsplan “Blaufelder Straße“ Nr. A-2020-4B, Aufstellungsbeschluss 

Vorlage: 2020/407 
  
 einstimmige Beschlussempfehlung 
 Entscheidung im GR 04.02.2021 

 
 Beschlussvorschlag 

Der Gemeinderat beschließt die Aufstellung des Bebauungsplans „Blaufelder Straße“ 
Nr. A-2020-4B gemäß § 30 BauGB entsprechend des Abgrenzungsplans vom 11.11.2020.  
 

  
6. Straßenbenennung Bebauungsplan "Grundwegsiedlung" Nr. 252 

Vorlage: 2020/417 
  
 Anträge wurden gestellt 
  
 Antrag GRÜNE: 

Umbenennung Straße C: 
„Platz der Freundschaft“ 
 
Weitergehender Antrag CDU: 
Vertagung, zunächst Dorfgemeinschaft Altenmünster beteiligen und nach 
Vorschlägen für Straße C erkundigen: 
mehrheitlich empfohlen 
 
Verwaltungsantrag: 
Straße A, B, D: 
einstimmige Beschlussempfehlung 
 

  



  
7. Antrag der BLC vom 22.10.2020 / Stadträtin Hein mit Unterstützung der 

Grünen-Fraktion 
Einführung Projekt "Bürgerbäume" schaffen 
Vorlage: 2020/392 

  
 einstimmige Beschlussempfehlung 
  
 Beschlussvorschlag 

Die Verwaltung soll bitte bis zum Frühjahr 2021 die Voraussetzungen für das Projekt 
„Bürgerbäume“ schaffen.  
 

8. Realisierung einer neuen Leichenhalle auf dem Hauptfriedhof: 
Beauftragung 
Vorlage: 2020/420 

  
 Antrag wurde gestellt 
  
 Antrag GRÜNE: 

Architektin Stark: 
mehrheitlich empfohlen 
 
Entscheidung im GR 04.02.2021 
 

 Beschlussvorschlag 
Der Gemeinderat stimmt der Realisierung des Neubaus einer Leichenhalle auf dem 
Hauptfriedhof auf Basis der Planungsidee der Architektin Stark zu. In den Jahren 2022 
und 2023 wird die Stadtverwaltung das Architekturbüro Stark stufenweise mit allen 
Leistungsphasen der Architektenleistung nach HOAI beauftragen.  
 

9. Stilllegung des Industriestammgleises Flügelau 
Vorlage: 2020/421 

  
 abgesetzt 
  
10. Unterhaltungsmaßnahmen 2020 – Bereitstellung von Mitteln zur Deckung 

von überplanmäßigen Ausgaben 
Vorlage: 2020/425 

  
 einstimmige Beschlussempfehlung 
  
 Beschlussvorschlag 

Der Gemeinderat stimmt der Bereitstellung von Mitteln zur Deckung von 
überplanmäßigen Ausgaben im Querbudget Gebäudeunterhaltung in Höhe von 250.000 
€ und im Querbudget Unterhaltung sonstiges unbewegliches Vermögen mit 50.000 € zu.  
Die Deckung erfolgt über Einsparungen im Querbudget Aufwendungen für Energie 
(SK 42410001) mit 150.000 € und bei den ÖPNV-Zuschüssen (54705010/4318000) mit 



50.000 €. Die Deckung der restlichen Mittel von 100.000 € erfolgt über Mehreinnahmen 
bei der Gewerbesteuer (61105010/30130000).  
 

11. Vergabe: Sanierung Roßfelder Hauptstraße, Tief- und Straßenbauarbeiten 
Vorlage: 2020/400 

  
 einstimmig beschlossen 
  
 Beschlussvorschlag 

Der Bau- und Sozialausschuss stimmt der Vergabe für die Tief- und Straßenbauarbeiten 
„Sanierung Roßfelder Hauptstraße“ an die Fa. Bortolazzi Straßenbau GmbH, 73441 
Bopfingen, zum Angebotspreis von 651.329,64 € – brutto zu.  
 

  
12. Vergabe: Zeitvertragsarbeiten 2021 für Elektro-, Heizungs- u. Sanitär-, 

Elektroanlagenprüfungs-, Maler-, Putz- u. Stuck-, Trockenbau-, Fliesen- u. 
Platten-, Klempner-, Dachdecker- u. Dachabdichtungs-, Schreiner-, 
Bodenbelags-, sowie Umzugs- und Entrümpelungsarbeiten 
Vorlage: 2020/402 

  
 einstimmig beschlossen 
  
 Beschlussvorschlag 

1. Der Bau- und Sozialausschuss stimmt der Vergabe der Zeitvertragsarbeiten 2021 für 
das Gewerk Elektroarbeiten an die Firma Hornung Elektrotechnik GmbH aus 91541 
Rothenburg zum Angebotspreis von 124.379,23 € zu. 

2. Der Bau- und Sozialausschuss stimmt der Vergabe der Zeitvertragsarbeiten 2021 für 
das Gewerk Heizungs- und Sanitärarbeiten an die Firma Kurt Wiedenmann aus 
74564 Crailsheim zum Angebotspreis von 124.717,95 € zu. 

 
 

13. Vergabe: Hauptfriedhof Crailsheim - Erweiterung Wahlgrabfeld 47 
Wege- und Landschaftsbauarbeiten 
Vorlage: 2020/396 

  
 einstimmig beschlossen 
  
 Beschlussvorschlag 

Der Bau- und Sozialausschuss stimmt der Vergabe der Wege- und 
Landschaftsbauarbeiten für die Erweiterung des Wahlgrabfeldes 47 auf dem 
Hauptfriedhof Crailsheim an die Fa. Moll Garten- und Landschaftsbau, 74541 Vellberg, 
zum Angebotspreis von 80.520,74 € – brutto zu.  
 

14. Bekanntgaben, Anfragen und Anträge 
  



  
14.1. In nichtöffentlicher Sitzung gefasste Beschlüsse des Bau- und 

Sozialausschusses 
Vorlage: 2020/431 

  
 zur Kenntnis genommen 
  
14.2. Zwischenbericht über Kaufverhandlungen Hangar 

Vorlage: 2020/423 
  
 zur Kenntnis genommen 
  
14.3. Stellenausschreibung Verkehrsplaner 

Vorlage: 2020/430 
  
 zur Kenntnis genommen 
  
14.4. Durchführung von VgV-Verfahren zur Vergabe von Planungsleistungen für 

a) Sanierungsgebiet "Östliche Innenstadt"  
b) Sozialer Wohnungsbau 
c) Bahnhof Crailsheim: Durchstich der Personenunterführung 
Vorlage: 2020/428 

  
 zur Kenntnis genommen 
  
14.5. Geplante Umfahrung Roßfeld – keine Berücksichtigung in dem 

Generalverkehrsplan 
Vorlage: 2020/432 

  
 zur Kenntnis genommen 
  

 
 
 


